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Sitzungstermine  2015 

 

 
Bei Interesse an den Tagesordnungen, können diese beim Bürgermeisterbüro unter 
� 0 21 03 / 72-106 oder mailto:buergermeisterbuero@hilden.de angefordert werden. 

Die Tagesordnungen werden dann - entweder einmalig oder aber auch auf Wunsch regelmäßig - kostenlos zugesandt. 
 

**************************************** 
 

 
Amtliche Bekanntmachungen der Stadt Hilden 

 
1.  Satzung der Stadt Hilden über die Erhebung von Kostenbeiträgen für die Betreuung von Kin-

dern in Kindertagespflege im Stadtgebiet Hilden 
 
Der Rat der Stadt Hilden hat in seiner Sitzung am 17.06.2015 die folgende Satzung über die Erhebung 
von Kostenbeiträgen für die Betreuung von Kindern in Kindertagespflege im Stadtgebiet Hilden be-
schlossen: 
 
Rechtsgrundlagen: 
- §§ 22 ff. Sozialgesetzbuch VIII (SGB VIII), 
- Gesetz zur frühen Bildung und Förderung von Kindern (Kinderbildungsgesetz – KiBiz), 
- § 90 Abs. 1 Nr.3 SGB VIII,  
- § 23 KiBiz,  
- § 7 Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW), 
- Erstes Gesetz zur Ausführung des KiBiz, 
- Erste Änderung des Ersten Gesetzes zur Ausführung des KiBiz, 

jeweils in der zurzeit geltenden Fassung. 
 
Kostenbeiträge für die Betreuung von Kindern in Kindertagespflege im Sinne der §§ 22,23 SGB VIII 
(KJHG) 
 
§ 1 Allgemeines 
§ 2 Entstehung des Beitrages und Beitragszeitraum 
§ 3 Fälligkeit des Beitrages 
§ 4 Beitragsschuldner 
§ 5  Kostenbeitrag 
§ 6  Einkommen 
§ 7  Erlass des Kostenbeitrages 
§ 8  Nachweis des Einkommens 
§ 9  Auskunfts- und Anzeigepflichten 
§ 10 Datenverarbeitung und Datenschutz 
§ 11  Bußgeldvorschriften 
§ 12 In-Kraft-Treten 
 
Anlage 1: Kostenbeitragstabelle bis 45 Betreuungsstunden 
Anlage 2: Kostenbeitragstabelle über 45 Betreuungsstunden oder ergänzend zum Offenen Ganz-

tagsangebot der Stadt Hilden 
  

 Jan. Febr. März April Mai Juni Juli Aug. Sept. Okt. Nov. Dez. 

Rat   18.   17.   30.   16. 

Haupt- und Finanzausschuss   04.      02.   02. 

Arbeitskreis Sicherheit u. Ordn.partnerschaften             

Ausschuss für Kultur und Heimatpflege  20.    03.     27.  

Ausschuss für Umwelt- und Klimaschutz  19.      27.     10. 

Integrationsrat  10.         19.  

Jugendhilfeausschuss  19.    11.      03. 

Paten- und Partnerschaftsausschuss  09.           

Personalausschuss  09.           

Rechnungsprüfungsausschuss        20.     

Schul- und Sportausschuss  11.    10.      09. 

Sozialausschuss  23.    08.   16.  30.  

Stadtentwicklungsausschuss  18.  29.  24.  26. 23.  25.  

Wirtsch.-u. Wohnungsbauförderungsaussch.  11.    03 .   09.  18.  
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§ 1 
Allgemeines 

 
Mit der Beantragung einer Kindertagespflege, vermittelt durch das Amt für Jugend, Schule und Sport 
der Stadt Hilden, erkennt der Beitragsschuldner gemäß § 4 - Beitragsschuldner  - diese Satzung an. 

 
Für die Inanspruchnahme von Kindertagespflege im Sinne des Gesetzes zur frühen Bildung und För-
derung von Kindern mit Hauptwohnsitz in Hilden (Kinderbildungsgesetz – KiBiz) erhebt der örtliche 
Träger der öffentlichen Jugendhilfe, die Stadt Hilden, gemäß §§ 23 und 24 SGB VIII von den Eltern 
entsprechend ihrer wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit einen öffentlich- rechtlichen Kostenbeitrag. Die 
Kostenbeiträge sind gemäß § 23 Absatz 4 SGB VIII sozial gestaffelt und werden gemäß einem unter-
schiedlichem Aufwand für 
 

a) Kinder bis zum vollendeten 3. Lebensjahr 
b) Kinder vom vollendeten 3. Lebensjahr bis zur Vollendung des 14. Lebensjahres 
 

erhoben. Die Kostenbeiträge richten sich nach dem Alter des Kindes und nach den wöchentlichen Be-
treuungszeiten. Die Beiträge für die Essensverpflegung sind gemäß gesonderter Regelung zusätzlich 
zu leisten. 
 
Die Erhöhung der bisher vereinbarten Betreuungszeit in nicht unerheblichem Umfang bedarf eines er-
neuten schriftlichen Antrages. Die Regelungen über den Beginn der Leistung gelten analog. 

 
§ 2 

Entstehung des Beitrages und Beitragszeitraum 
 

(1) Der Beitragszeitraum entspricht dem Bewilligungszeitraum für die Kindertagespflege unter Berück-
sichtigung der hierfür festgelegten Auszahlungsmodalitäten, das heißt, die Beitragsverpflichtung be-
ginnt ab dem ersten Tag der Betreuung bzw. ab dem 1. des Monats, in dem der Antrag gestellt wird 
und bleibt für jeden angefangenen Monat der Betreuung weiterhin bestehen. Die Beitragspflicht endet 
mit Ablauf des Monats, in dem das Betreuungsverhältnis endet. Unterbrechungen wegen Urlaub oder 
Krankheit von bis zu 30 Tagen im Jahr entbinden nicht von der Beitragsverpflichtung. 
 
Findet in einem Monat ausschließlich eine Eingewöhnung des Kindes statt, so wird der Kostenbeitrag 
für diesen Monat auf Grundlage der tatsächlich in Anspruch genommen Betreuungszeiten ermittelt. 
 
(2) Der Bewilligungszeitraum für Kindertagespflege richtet sich nach dem individuell notwendigen Be-
treuungsbedarf. Grundsätzlich besteht ein Betreuungsanspruch bis zur Vollendung des 14. Lebensjah-
res. 
 
3) Eine Kündigung der Kindertagespflege ist grundsätzlich nur mit einer Frist von 4 Wochen zum Mo-
natsletzten möglich. Eine vorzeitige Kündigung ist nur möglich bei Umzug der Personensorgeberech-
tigten oder Erkrankung des Kindes, die eine weitere Inanspruchnahme von Kindertagespflege nicht 
mehr zulässt.  
 
Bei Kindern, die mit Beginn des Kindergartenjahres (01.08. eines jeden Jahres) in eine Kindertages-
stätte wechseln, endet die Kindertagespflege zum 31.07. des jeweiligen Jahres, ohne dass es einer 
Kündigung des Pflegeverhältnisses bedarf. 
 
Bei schulpflichtig werdenden Kindern endet die Kindertagespflege grundsätzlich zum 31.07. eines je-
den Jahres, ohne dass es einer Kündigung des Pflegeverhältnisses bedarf. 
 
Auf Antrag können Ausnahmenregelungen getroffen werden. 
 

Die Kündigung seitens der Tagespflegeperson ist möglich, wenn das Verhalten des Kindes einen wei-
teren Verbleib in der Tagespflegefamilie nicht zulässt, die erforderliche Zusammenarbeit mit den Erzie-
hungsberechtigten nicht möglich ist, das Kind nicht regelmäßig die Kindertagespflege in Anspruch 
nimmt, die Eltern Ihrer Beitragszahlung nicht regelmäßig nachkommen, die Angaben, die zur Aufnah-
me geführt haben, unrichtig waren oder sind. 
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(4) Änderungen des Kostenbeitrages durch Änderung des Kindesalters und Einkommensänderungen 
werden vom ersten Tag des Folgemonats wirksam.  
 
(5) Die Beitragspflicht endet mit dem Beginn des letzen Kindergartenjahres vor der Einschulung gemäß 
Schulgesetz NRW in der jeweils gültigen Fassung. Für Kinder, die auf Antrag vorzeitig in die Schule 
aufgenommen werden, endet die Beitragspflicht, sofern eine verbindliche Schulanmeldung erfolgt ist.  
 
(6) Die Beitragspflicht endet zum Ende des Monats, in dem das Kind nicht mehr mit Hauptwohnsitz in 
Hilden gemeldet ist. 

 
 

§ 3 
Fälligkeit des Beitrages 

 
(1) Der Beitrag wird im Voraus in monatlichen Teilbeträgen erhoben und ist jeweils zum 1. eines lau-
fenden Monats fällig. 
 
(2) Der örtliche Träger der öffentlichen Jugendhilfe passt die Kostenbeiträge jeweils entsprechend den 
Änderungen der örtlichen Satzung über die Erhebung der Kostenbeiträge für die Inanspruchnahme von 
Tageseinrichtungen für Kinder in der Stadt Hilden an.  
 
(3) Die Beitragszahlung erfolgt grundsätzlich bargeldlos über eine Einzugsermächtigung oder Überwei-
sung (Selbsteinzahlung) unter Angabe der hierfür erforderlichen Daten. 
 
(4) Nicht gezahlte Beiträge unterliegen der Beitreibung im Verwaltungsvollstreckungsverfahren. 
 
 

 
§ 4 

Beitragsschuldner 
 

(1) Beitragspflichtig sind Eltern für ein Kind, das mit Hauptwohnsitz in Hilden gemeldet ist und auf de-
ren Veranlassung die Kindertagespflege in Anspruch genommen wird.  
 
(2) Lebt das Kind nur mit einem Elternteil zusammen, tritt dieser an die Stelle der Eltern. 
 
(3) Wird bei Vollzeitpflege nach § 33 SGB VIII den Pflegeeltern ein Kinderfreibetrag nach       § 32 Ein-
kommenssteuergesetz gewährt oder Kindergeld gezahlt, treten die Personen, die diese Leistung erhal-
ten, an die Stelle der Eltern. Bei Beitragsübernahme durch die wirtschaftliche Jugendhilfe wird maximal 
der Beitrag der zweiten Stufe übernommen. 
 
(4) Mehrere Beitragspflichtige haften als Gesamtschuldner. 
 

§ 5 
Kostenbeitrag 

 
(1) Die Beitragsschuldner nach § 3 haben entsprechend ihrer wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit mo-
natlich öffentlich-rechtliche Beiträge zu den Kosten der Kindertagespflege zu entrichten. 
 
Der Kostenbeitrag richtet sich neben der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit der Beitragspflichtigen 
nach dem Alter des Kindes sowie dem Betreuungsumfang. Unabhängig von der tatsächlichen Inan-
spruchnahme wird der maßgebliche Kostenbeitrag für die Betreuung erhoben, für die ein Antrag ge-
stellt wurde. 
 
Die Höhe des Kostenbeitrages ergibt sich aus der Anlage 1, die Bestandteil dieser Satzung ist. Der 
Kostenbeitrag orientiert sich an der aktuellen Satzung über die Erhebung der Kostenbeiträge für die In-
anspruchnahme von Tageseinrichtungen für Kinder in der Stadt Hilden. 
 
Erhält das Kind die Kindertagespflege ergänzend zum Besuch einer Kindertageseinrichtung, so ist der 
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Kostenbeitrag abhängig von der Gesamtbetreuungszeit nach dieser Satzung zu fordern. Die Betreu-
ungszeiten werden addiert.  
 
Die Betreuung eines Kindes von mehr als 45 Stunden pro Woche oder ergänzend zur Betreuung in der 
Offenen Ganztagsschule stellt ein Zusatzangebot außerhalb der Regelungen nach dem Kinderbil-
dungsgesetz dar. Für dieses Zusatzangebot sind die in der Anlage 2 aufgeführten Kostenbeiträge zu 
leisten.  
 
Eine Änderung der Festsetzung des Kostenbeitrages im laufenden Jahr erfolgt im Kalendermonat, der 
auf die Einkommensänderung folgt. 
 
(2) Die Tagespflegeperson kann von den Eltern zusätzlich ein Entgelt für das Mittagessen verlangen. 
 
(3) Wenn mehr als ein Kind einer Familie oder von Personen, die nach § 4 an die Stelle der Eltern tre-
ten, gleichzeitig kostenbeitragspflichtige Einrichtungen oder Angebote im Sinne des § 90 Absatz 1 Zif-
fer 3 SGB VIII (Kindertageseinrichtungen, Kindertagespflege, Offene Ganztagsgrundschule) im Stadt-
gebiet Hilden in Anspruch nehmen, so wird nur für das Kind ein Beitrag erhoben, für das sich aus der 
betreffenden Satzung des Angebotes der höchste Beitrag ergibt. Alle weiteren Kinder sind beitragsbe-
freit.  
 
Dies gilt nicht für Zusatzangebote nach Absatz 1, diese werden pro Kind berechnet. 
 
(4) Befindet sich ein Kind im letzten Kindergartenjahr im Sinne des Schulgesetzes NRW in der jeweili-
gen gültigen Fassung und ist aufgrund dieser Regelung von einem Kostenbeitrag befreit, sind alle Kin-
der beitragsbefreit. 
 
Dies gilt nicht für Zusatzangebote nach Absatz 1, diese werden pro Kind berechnet. 
 
(5) Die Regelungen der Absätze drei und vier gelten nur für öffentlich geförderte Hildener Betreuungs-
angebote und für Beitragsschuldner mit Wohnsitz in Hilden.  
 

§ 6 
Einkommen  

 
(1) Die Kostenbeiträge sind nach der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit der Eltern gestaffelt. Diese 
Leistungsfähigkeit ergibt sich aus dem Familieneinkommen. Das Familieneinkommen ist die Summe 
der „positiven Einkünfte“ nach § 2 Abs. 1 und 2 Einkommenssteuergesetz – EstG. Bei Lohn- und Ge-
haltsempfängern der Bruttojahreslohn. Von diesem Betrag ist mindestens die Werbungskostenpau-
schale abzuziehen. Wurden vom Finanzamt höhere Werbungskosten anerkannt, werden auch diese 
berücksichtigt. Bei Einkünften aus selbstständiger Tätigkeit wird der Gewinn als Einkommen zu Grunde 
gelegt (Betriebseinnahmen abzüglich Betriebsausgaben); bei Kapitalvermögen, Vermietung und Ver-
pachtung ist dies die Bruttoeinnahme. Ein Ausgleich von Verlusten aus anderen Einkommensarten und 
mit Verlusten des zusammen veranlagten Ehegatten ist nicht zulässig. 
Als Einkommen im Sinne des Satzes 3 gelten auch steuerfreie Einkünfte, Unterhaltsleistungen sowie 
die zur Deckung des Lebensunterhaltes bestimmten öffentlichen Leistungen für die Eltern und das 
Kind, für das der Kostenbeitrag gezahlt wird. 
 
Das Kindergeld nach dem Bundeskindergeldgesetz und die Eigenheimzulage nach dem Eigenheimzu-
lagengesetz werden nicht als Einkommen gerechnet. Für die Anrechnung des Elterngeldes nach dem 
Bundeserziehungsgeldgesetz (BEEG) sind die im BEEG gemachten Vorgaben in der jeweils gültigen 
Fassung maßgebend.  
 
(2) Bezieht ein Elternteil Einkünfte auf Grund seiner Berufsgruppe (z.B. Beamter, Richter, Soldat, etc.), 
Dienstbezüge oder auf Grund der Ausübung eines Mandates und steht ihm aufgrund dessen für den 
Fall des Ausscheidens eine lebenslängliche Versorgung oder an deren Stelle eine Abfindung zu oder 
ist er in der gesetzlichen Rentenversicherung nachzuversichern, so ist dem nach Absatz 1 ermittelten 
Einkommen ein Betrag von 10 v. H. der Einkünfte aus diesem Beschäftigungsverhältnis oder auf Grund 
der Ausübung des Mandates hinzuzurechnen. 
 
(3) Für das dritte und jedes weitere Kind („Kind“ im Sinne des § 32 Abs 1 bis 5 EStG), das im Haushalt 
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des Beitragschuldners gemäß § 4 lebt, sind die nach § 32 Abs 6 EStG zu gewährenden Freibeträge 
abzuziehen. 
 
(4) Bezieher von rechtmäßigen Leistungen nach dem SGB II (Grundsicherung für Arbeitssuchende), 
SGB XII Kapitel 3 und/oder 4 (Sozialhilfe) sowie AsylbLG (Asylbewerberleistungsgesetz) sind für die 
Dauer des Leistungsbezuges immer in der ersten Einkommensstufe der Anlage 1 (Elternbeitrag 0,00 
Euro) einzustufen. 
 

 
§ 7 

Erlass des Kostenbeitrages 
 

(1) Der Beitrag kann auf Antrag vom örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe ganz oder teilweise 
erlassen werden, wenn die Belastung den Eltern und dem Kind nicht zuzumuten ist (§ 90 Abs. 3 SGB 
VIII). Für die Feststellung der zumutbaren Belastung gelten die §§ 82 bis 85, 87 und 88 des SGB XII. 
Bei der Einkommensberechnung bleibt die Eigenheimzulage nach dem Eigenheimzulagengesetz au-
ßer Betracht. 

 
 

§ 8 
Nachweis des Einkommens 

 
(1) Bei Antragstellung und danach auf Verlangen haben die Eltern dem örtlichen Träger der öffentli-
chen Jugendhilfe schriftlich anzugeben und nachzuweisen, welche Einkommensgruppe gemäß der An-
lage nach § 5 dieser Satzung ihren Kostenbeiträgen zugrunde zu legen ist.  
 
(2) Maßgeblich ist grundsätzlich das Einkommen aus dem vorangegangenen Kalenderjahr. 
Zur Prüfung des Einkommens dienen als Grundlage die Einkommensteuerbescheide. Ist eine Veranla-
gung nicht durchgeführt worden, sind geeignete Nachweise zur Ermittlung des Einkommens nach die-
ser Satzung vorzulegen. Abweichend hiervon ist das Zwölffache des Einkommens des letzten Monats 
zugrunde zu legen, wenn es voraussichtlich auf Dauer höher oder niedriger ist als das Einkommen des 
vorangegangen Kalenderjahres. In diesem Fall sind ebenfalls auch Einkünfte hinzuzurechnen, die zwar 
nicht im letzten Monat bezogen wurden, aber im laufenden Jahr anfallen (wie z.B. Urlaubs- und Weih-
nachtsgeld). Der Kostenbeitrag ist ab dem Kalendermonat nach Eintritt der Änderung neu festzuset-
zen. Soweit Monatseinkommen nicht bestimmbar sind, ist abweichend von 3 auf das zu erwartende 
Jahreseinkommen abzustellen. Änderungen der Einkommensverhältnisse, die zu einer Einstufung in 
eine andere Einkommensgruppe führen, sind dem Amt für Jugend, Schule und Sport der Stadt Hilden 
unverzüglich anzugeben. 
Eine Prüfung der prognostizierten wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit bzw. nach Abschluss aller Er-
werbsvorgänge eines Kalenderjahres ist für die endgültige Beurteilung der wirtschaftlichen Leistungs-
fähigkeit ausschließlich das tatsächliche in diesem Kalenderjahr erzielte Einkommen für die Beitrags-
festsetzung desselben Jahres maßgebend.  
 

§ 9 
Auskunfts- und Anzeigepflichten 

 
(1) Für die Festsetzung der Kostenbeiträge teilen die Beitragspflichtigen der Stadt Hilden  

• Name und Vorname des Kindes 
• Geburtsdatum 
• Geschlecht 
• Staatsangehörigkeit 
• Familiensprache 
• Namen, Vornamen und Anschriften der Eltern 
• Aufnahme- und Abmeldedaten 
• die vereinbarten Betreuungszeiten der Kinder oder 
• zu sonstigen Beitragsschuldnern nach § 4 Absatz III dieser Satzung  

unverzüglich mit. 
 
(2) Bei Aufnahme und danach auf Verlangen haben die Beitragspflichtigen dem örtlichen Träger der 
örtlichen Jugendhilfe schriftlich anzugeben und nachzuweisen, welche Einkommensgruppe gemäß der 
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Anlage nach § 5 ihrem Kostenbeitrag zugrunde zu legen ist (Verbindliche Erklärung zum Einkommen). 
 
Die Beitragspflichtigen sind während des gesamten Betreuungszeitraumes verpflichtet, Veränderungen 
in der Höhe der Betreuungszeit sowie in den persönlichen oder wirtschaftlichen Verhältnissen, die für 
die Bemessung des Kostenbeitrages maßgeblich sind, unverzüglich mitzuteilen und schriftlich vorzule-
gen.  
 
Eine Ermittlung des Kostenbeitrages entfällt, wenn und solange der /die Zahlungspflichtige sich selbst 
durch eine schriftliche Erklärung der höchsten Einkommensstufe zuordnet.  
 
(3) Die Stadt Hilden ist – ungeachtet dieser Verpflichtung – berechtigt, die persönlichen und wirtschaft-
lichen Verhältnisse der Beitragspflichtigen regelmäßig zu überprüfen.  
 
(4) Kommen die Beitragspflichtigen ihren Auskunfts- und Anzeigepflichten nicht oder nicht in ausrei-
chendem Maße, nicht fristgerecht oder unvollständig oder mit fehlenden oder unzureichenden Nach-
weisen nach oder wird die Höhe des Einkommens nicht nachgewiesen, wird der Kostenbeitrag nach 
der höchsten Einkommensgruppe festgesetzt.  
 

§ 10 
Datenverarbeitung und Datenschutz 

 
(1) Zur Erhebung der Kostenbeiträge und des zusätzlichen Entgeltes für eine Mittagsverpflegung sowie 
zur Durchführung der Aufgaben nach dem KiBiz werden folgende personenbezogene Daten von den 
Trägern der Kindertageseinrichtungen mitgeteilt und in automatisierten Dateien gespeichert:  
 

• Name und Vorname des Kindes,  
• Geburtsdatum,  
• Geschlecht,  
• Staatsangehörigkeit,  
• Familiensprache,  
• Namen, Vornamen und Anschriften der Eltern,  
• den Aufnahmewunsch bzw. -datum- und -dauer des Kindes 
• den Betreuungsumfang des Kindes 
• Familienverhältnisse 
• Kindergeld sowie Nachweise des Zählkindstatus 
• Weitere zur kassenmäßigen Abwicklung erforderlichen Daten (z.B. Bankverbindung) 
• Einkommensverhältnisse, Bezug von Sozialleistungen, Unterhaltsregelungen, Miete 
• Berechnungsgrundlagen 

 
Siehe § 1 Absatz 5 und § 9 –Auskunfts- und Anzeigepflicht. 
 
Die Löschung der Daten erfolgt gemäß § 19 DSG NRW unverzüglich, sobald ihre Kenntnis für die Er-
füllung des Zwecks der Speicherung nicht mehr erforderlich ist.  
 
(2) Durch Bekanntmachung dieser Satzung werden die betroffenen Eltern über die Aufnahme der in 
Absatz 1 genannten Daten gemäß § 13 Datenschutzgesetz NRW (DSG NRW) unterrichtet. 
 

§ 11 
Bußgeldvorschriften 

 
(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 20 Abs. 2 Buchstabe b Kommunalabgabengesetz NRW handelt, 
wer nach dieser Satzung beitragspflichtig ist, aber entgegen seinen Mitwirkungspflichten nicht unver-
züglich eine Änderung des Einkommens, die zur Zugrundelegung einer höheren Kostenbeitragsstufe 
führen kann, anzeigt oder nicht unverzüglich grundsätzlich vorhandene oder beschaffbare Nachweise 
für die geänderte Einkommenshöhe vorlegt. Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 
5.000 Euro geahndet werden. 
 
(2) Die Zuständigkeit für die Verfolgung und Ahndung wird den örtlichen Ordnungsbehörden übertra-
gen. 
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§ 12 

In-Kraft-Treten 
 
Diese Satzung tritt am 01.09.2015 in Kraft. Gleichzeitig tritt die vom Rat der Stadt Hilden in seiner Sit-
zung vom 30.07.2009 beschlossene Satzung in der zuletzt gültigen Fassung außer Kraft. 
 
Bekanntmachungsanordnung : 
Die vorstehend Satzung der Stadt Hilden über die Erhebung von Kostenbeiträgen für die Betreuung 
von Kindern in der Kindertagespflege im Stadtgebiet Hilden wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass gem. § 7 Abs. 6 GO NRW eine Verletzung von Verfahrens- oder 
Formvorschriften der Gemeindeordnung beim Zustandekommen dieser Richtlinien nach Ablauf eines 
Jahres nach Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn, 
 
a.) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 

durchgeführt, 
b.) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden, 
c.) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d.) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Hilden vorher gerügt und dabei die  
 verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.  
 
Hilden, den 25.06.2015 
 
Birgit Alkenings 
Bürgermeisterin 
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Anlage 1: 
 
Pauschalierte Kostenbeteiligung  

in der Kindertagespflege ab 
01.08.2012 für Kinder ab 3 Jahre        

          

Kinder ab 3 Jah-
re 

 
Stunden wöchentliche Betreuung 

 
Jahreseinko m-

men Bis 10 bis 15  bis 20 bis 25  bis 30 bis 35 bis 40 bis 45 
Euro Kostenbeitrag je Monat 

                 
Stufe 
1 

bis 
25.000  0,00  0,00  0,00  0,00  0,00  0,00  0,00  0,00  

Stufe 
2 

bis 
37.500  16,00  18,00  20,00  32,00  36,00  40,00  52,00  64,00  

Stufe 
3 

bis 
50.000  26,00  29,50  32,50  52,00  58,50  65,00  84,50  104,00  

Stufe 
4 

bis 
62.500  41,00  46,00  51,50  82,00  92,50  103,00  134,00  165,00  

Stufe 
5 

bis 
75.000  54,00  61,00  67,50  108,00  121,50  135,00  175,50  216,00  

Stufe 
6 

bis 
90.000 68,00 76,50 85,00 136,00 153,00 170,00 204,00 238,00 

Stufe 
7 

über  
90.000  85,00 95,00 107,00 171,00 192,00 214,00 237,00 262,00 

          
Pauschalierte Kostenb eteiligung 

in der Kindertagespflege ab 
01.08.2012 für Kinder unter 3 

Jahre        
          

Kinder unter 3  
Jahre 

 
Stunden wöchentliche Betreuung 

   
Jahreseinko m-

men bis 10 bis 15  bis 20 bis 25  bis 30 bis 35 bis 40 bis 45 
Euro Kostenbeitrag je Monat 

                 
Stufe 
1 

bis 
25.000  0,00  0,00  0,00  0,00  0,00  0,00  0,00  0,00  

Stufe 
2 

bis 
37.500  29,00  32,50  36,50  58,00  65,00  72,00  93,50  115,00  

Stufe 
3 

bis 
50.000  47,00  53,00  59,00  94,00  105,50  117,00  152,00  187,00  

Stufe 
4 

bis 
62.500  61,50  69,00  77,00  123,00  139,00  155,00  201,50  248,00  

Stufe 
5 

bis 
75.000  75,50  85,00  94,50  151,00  170,00  189,00  245,50  302,00  

Stufe 
6 

bis 
90.000 95,00  

107,0
0  119,00  190,00  214,00  238,00  285,50  333,00  

Stufe 
7 

über 
90.000  119,00 

135,0
0 150,00 239,00 270,00 299,00 330,00 367,00 

 
 
 
 
 



Amtsblatt der Stadt Hilden Nummer 17/15 – Seite 10 
 

Anlage 2: 
 

Kinder ab 3 Jahre Stunden 
wöchentl. Betreuung 

Jahreseinkommen bis 10 Std.  über 10 Std. 

Euro Kostenbeitrag je Monat 

        

Stufe 1 bis 25.000   0,00 € 0,00 € 

Stufe 2 bis 37.500   8,00 € 24,00 € 

Stufe 3 bis 50.000   13,00 € 39,00 € 

Stufe 4 bis 62.500   21,00 € 63,00 € 

Stufe 5 bis 75.000   27,00 € 81,00 € 

Stufe 6 bis 90.000 34,00 € 102,00 € 

Stufe 7 über  90.000   43,00 € 129,00 € 

    
    

Kinder unter 3 Jahre Stunden 
wöchentl. Betreuung 

Jahreseinkommen bis 10 Std.  über 10 Std. 

Euro Kostenbeitrag je Monat 

Stufe 1 bis 25.000   0,00 € 0,00 € 

Stufe 2 bis 37.500   14,00 € 42,00 € 

Stufe 3 bis 50.000   23,00 € 69,00 € 

Stufe 4 bis 62.500   32,00 € 96,00 € 

Stufe 5 bis 75.000   38,00 € 114,00 € 

Stufe 6 bis 90.000 48,00 € 144,00 € 

Stufe 7 über 90.000   60,00 € 180,00 € 
 
 

2. Richtlinien zur Ausgestaltung der Kindertagespflege  gem. §§ 22 ff Sozialgesetzbuch (SGB) VIII 
(Kinder- und Jugendhilfegesetz (KJHG))  
 
 
Der Rat der Stadt Hilden hat in seiner Sitzung am 17.06.2015 die folgenden Richtlinien zur Ausgestal-
tung der Kindertagespflege gem. §§ 22 ff Sozialgesetzbuch (SGB) VIII (Kinder- und Jugendhilfe) be-
schlossen: 
 
I. Zielgruppe und Bildungsauftrag 
 
1.1 Zielgruppe 
Kindertagespflege wird gem. §§ 22 bis 24 a, 43, 72 a und 90 Sozialgesetzbuch Achtes Buch (SGB VIII) 
und die §§ 4, 13, 17, 22 des Gesetzes zur frühen Bildung und Förderung von Kindern (Kinderbildungs-
gesetz – KiBiz) für Kinder im Alter unter drei Jahren sowie als ergänzendes Betreuungsangebot für 
Kinder in Tageseinrichtungen und im schulpflichtigen Alter bis zur Vollendung des 14. Lebensjahres 
gewährt und ist eine Leistung der öffentlichen Jugendhilfe.  
Die Kindertagespflege hat gem. § 3 KiBiz einen eigenständigen Bildungs-, Erziehungs- und Betreu-
ungsauftrag.  
Die Kindertagespflege umfasst  

• die Vermittlung des Kindes zu einer geeigneten Tagespflegeperson, soweit diese nicht von der 
sorgeberechtigten Person nachgewiesen wird,  
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• die fachliche Beratung, Begleitung und weitere Qualifizierung der Tagespflegeperson  
• die Gewährung eines Pflegegeldes und 
• die Beteiligung des/der Sorgeberechtigten durch Heranziehung zu einem Kostenbeitrag. 

 
Die Förderung von Kindern ab dem vollendeten dritten Lebensjahr in Tageseinrichtungen oder in schu-
lischen Förder- und Betreuungsangeboten hat Vorrang vor der Kindertagespflege.  
 
1.2. Bildungsauftrag 
 
Die Kindertagespflege hat einen eigenständigen Bildungs-, Erziehungs- und Betreuungsauftrag.  
 
Bildung ist die aktive Auseinandersetzung des Kindes mit seiner Umgebung auf der Grundlage seiner 
bisherigen Lebenserfahrung. Sie ist ein konstruktiver Prozess, bei dem Selbstbildung durch unmittelba-
re Wahrnehmung und aktives, experimentierendes Handeln einerseits und Einfluss der Umgebung an-
dererseits im wechselseitigen Verhältnis zueinander stehen. Bildung wirkt darauf hin, die Entwicklung 
des Kindes zu einer eigenständigen Persönlichkeit und den Erwerb seiner sozialen Kompetenz unter 
Beachtung der in Artikel 6 und 7 der Verfassung des Landes Nordrhein-Westfalen genannten Grunds-
ätze zu fördern. 
 
Die Tagespflegeperson gestaltet ihre Bildungsangebote so, dass die individuellen Belange und die un-
terschiedlichen Lebenslagen der Kinder und ihrer Familien Berücksichtigung finden. Die Bildungsgele-
genheiten sind so zu gestalten, dass die Kinder neben Wissen und Kompetenzen auch Bereitschaften 
und Einstellungen (weiter-) entwickeln. Die Tagespflegeperson beachtet, was die Kinder in ihren Bil-
dungs- und Entwicklungsprozess einbringen, welche Möglichkeiten sie besitzen, welche Zeit sie benö-
tigen, welche Initiative sie zeigen und stimmt ihr pädagogisches Handeln darauf ab. Die Tagespflege-
person schafft eine anregungsreiche Umgebung, die jedem Kind Freiräume, Muße und Zeit gibt, um 
mit neuen Erfahrungen und Lerngelegenheiten auf seine Weise umzugehen. Dabei wird auch beachtet, 
dass verlässliche Bindung, Vertrauen und emotionale Sicherheit den Bildungsprozess des Kindes be-
sonders unterstützen. 
 
Die Tagespflegeperson bietet auf Basis der Eigenaktivität des Kindes und orientiert an seinem Alltag 
vielfältige Bildungsmöglichkeiten, die die motorische, sensorische, emotionale, ästhetische, kognitive, 
kreative, soziale und sprachliche Entwicklung des Kindes ganzheitlich fördern und die Begegnung und 
Auseinandersetzung mit anderen Menschen einschließen. Wesentlicher Ausgangspunkt für die Gestal-
tung der pädagogischen Arbeit sind die Stärken, Interessen und Bedürfnisse des Kindes. 
 
Die Förderung des Kindes in der Entwicklung seiner Persönlichkeit und die Beratung und Information 
der Eltern insbesondere in Fragen der Bildung und Erziehung sind Kernaufgaben der Kindertagespfle-
ge. Die Tagespflegepersonen haben den Bildungs- und Erziehungsauftrag im regelmäßigen Dialog mit 
den Erziehungsberechtigten durchzuführen und deren erzieherische Entscheidung zu achten. Tages-
pflegepersonen arbeiten mit den Erziehungsberechtigten bei der Förderung der Kinder partnerschaft-
lich und vertrauensvoll zusammen. Die Erziehungsberechtigten haben einen Anspruch auf eine regel-
mäßige Information über den Stand des Bildungs- und Entwicklungsprozesses ihres Kindes. Die ge-
sundheitliche Entwicklung des Kindes ist zu fördern. Bei Vorliegen wichtiger Anhaltspunkte für eine 
Beeinträchtigung sind die Erziehungsberechtigten und das Amt für Jugend, Schule und Sport frühzeitig 
zu informieren, damit geeignete Hilfen vermittelt werden können. Die Entwicklung des Kindes soll beo-
bachtet und regelmäßig dokumentiert werden. Diese sogenannte Bildungsdokumentation setzt die 
schriftliche Zustimmung der Erziehungsberechtigten voraus. 
 
II. Verfahren bei Antragstellung  
 
Auf Antrag des/der Sorgeberechtigten wird für ein Kind, das mit Hauptwohnsitz in Hilden gemeldet ist, 
die Voraussetzung auf Inanspruchnahme von Kindertagespflege durch das Fachamt geprüft, bewilligt 
und gegebenenfalls ein Platz vermittelt. Die Förderung des Kindes in Kindertagespflege muss für des-
sen Wohl geeignet und erforderlich sein.  
 
Der Nachweis über eine altersentsprechend durchgeführte Gesundheitsvorsorgeuntersuchung des 
Kindes ist durch Vorlage des Vorsorgeuntersuchungsheftes für Kinder oder einer entsprechenden ärzt-
lichen Bescheinigung und anhand eigener Angaben zu erbringen. 
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Vermittelt wird nur an Pflegepersonen mit entsprechender Pflegeerlaubnis.  
 
Die Kindertagespflege wird ausschließlich bewilligt für die Betreuung in den Räumlichkeiten der Ta-
gespflegeperson oder in angemieteten Räumlichkeiten. 

 
Die Leistungen werden ab dem ersten Tag der Betreuung, frühestens ab dem Tag gewährt, an dem ein 
schriftlicher Antrag bei dem Amt für Jugend, Schule und Sport der Stadt Hilden eingegangen ist. Die 
Leistungen enden analog der schriftlichen Vereinbarung oder werden bei vorzeitigem Abbruch bis zum 
Monatsende gewährt.  
 
III. Leistungen 
 
3.1. Bewilligung und Vermittlung 
 
Die Kindertagespflege wird grundsätzlich ab einer Betreuungszeit von 15 Stunden pro Woche bewilligt. 
Bei Kindern, die sich in institutioneller Betreuung befinden, diese Betreuungszeit aber nicht ausreicht, 
um den Betreuungsbedarf zu decken, sowie in besonders begründeten Einzelfällen, kann von der 15-
stündigen Mindestbetreuung abgewichen werden.  
 
Für Kinder, die das erste Lebensjahr vollendet haben, ist der Rechtsanspruch grundsätzlich mit einer 
Betreuungszeit von 25 Stunden wöchentlich erfüllt, wenn 
 

• die Erziehungsberechtigen keiner Erwerbstätigkeit nachgehen, keine Erwerbstätigkeit aufnehmen 
oder nicht arbeitsuchend sind, 

• die Erziehungsberechtigten sich nicht in einer beruflichen Bildungsmaßnahme, in der Schulaus-
bildung oder Hochschulausbildung befinden, 

• die Erziehungsberechtigten keine Leistungen zur Eingliederung in Arbeit im Sinne des Zweiten 
Buches erhalten, 

• ohne eine darüberhinausgehende Betreuungszeit eine zum Wohle des Kindes entsprechende 
Förderung nicht gewährleistet ist. 

 
Für Kinder, die das dritte Lebensjahr vollendet haben, soll die Aufnahme in eine Kindertageseinrich-
tung erfolgen. 
 
Die ergänzende Kindertagespflege (in Kombination mit anderen öffentlich geförderten Betreuungsfor-
men) ist grundsätzlich nachrangig. 
 
Auf V. Nachrang der Kindertagespflege wird verwiesen. 
 
Die Betreuungszeit soll 55 Stunden in der Woche einschließlich Zeiten institutioneller Betreuung und 
Schulzeiten nicht überschreiten. Der Beginn und das Ende der außerhäuslichen Betreuung des Kindes 
sollen die Vereinbarkeit von Familie und Beruf bedarfsgerecht gewährleisten und dem Wohl des Kin-
des nicht entgegenstehen.  
 
Von der Bewilligung ausgenommen ist die Kindertagespflege ausschließlich während der Schließungs-
zeiten anderer Kindertageseinrichtungen oder Offenen Ganztagsschulen. 
 
Vor Beginn der Betreuung soll eine Eingewöhnungsphase erfolgen, welche eine Dauer von 3 Wochen 
nicht überschreitet. 
 
Es besteht ein gesetzlicher kostenloser Unfallversicherungsschutz für über die Stadt Hilden vermittelte 
Kinder innerhalb der Kindertagespflege. 
 
Bei Kindern, die in eine Kindertagesstätte wechseln, endet die Kindertagespflege zum 31.07. des je-
weiligen Jahres, ohne dass es einer Kündigung des Pflegeverhältnisses bedarf. Die Vereinbarung von 
Kindertagespflege für den Übergang oder während der Eingewöhnungsphase in die Kindertagesein-
richtung ist möglich, diese soll drei Wochen nicht überschreiten. 
 
Bei schulpflichtig werdenden Kindern endet die Kindertagespflege grundsätzlich zum 31.07. des jewei-
ligen Jahres, ohne dass es einer Kündigung des Pflegeverhältnisses bedarf. 



Amtsblatt der Stadt Hilden Nummer 17/15 – Seite 13 
 

 
Die Finanzierung endet an dem Tag, an dem das betreute Kind nicht mehr mit Hauptwohnsitz in Hilden 
gemeldet ist.  
 
3.2. Auszahlung der Tagespflegesätze 
 
Der Tagespflegeperson wird gem. § 23 SGB VIII eine pauschalierte, auf die nächste volle Stunde auf-
gerundete, laufende Geldleistung (Kindertagespflegegeld) für ihren Sachaufwand und zur Anerken-
nung der Erziehungsleistung in Höhe von 5,10 Euro pro Stunde und Kind gewährt. In dem Entgeltstun-
densatz ist jeweils 1,88 Euro pro Betreuungsstunde als Sachkostenanteil enthalten (in Anlehnung an 
die Betriebsausgabenpauschale gem. Bundesministerium der Finanzen vom 20. Mai 2009 (IV C 6 - S 
2246/07/10002, 2009/0327067, BStBl I S. 642) Mit „Sachaufwand“ sind die Ausgaben erfasst, die für 
das Kind oder im Zusammenhang mit der Kindertagespflege anfallen, wie z. B. Pflegematerialien und 
Hygienebedarf, Ausgaben für Ausstattungsgegenstände, Spielmaterialien und Freizeitgestaltung, Ver-
brauchskosten wie Miete, Strom, Wasser, Heizung, Müllgebühren etc., Kosten der Steuerberatung, 
Reinigung, Buchführung, Bearbeitung der Korrespondenz mit der Rentenversicherung und der Kran-
kenversicherung). Die Regelung unter VI. Essensgeld für die Betreuung über Mittag mit einer Mahlzeit 
bleibt hiervon unberührt. 
 
Bei fehlender pädagogischer Ausbildung (z.B. Erzieher/in, Kinderpfleger/in, Sozialpädagoge/in, Sozial-
arbeiter/in) und einer Qualifikation mit weniger als 160 Stunden nach dem DJI-Curriculum reduziert 
sich die laufende Geldleistung auf 3,00 Euro pro Stunde und Kind. In diesen Fällen wird lediglich eine 
vorläufige Pflegeerlaubnis erteilt. 
 
Die Betreuung in der Zeit von 20 Uhr abends bis 6 Uhr morgens (Über-Nacht-Betreuung) wird pauschal 
mit 5 Stunden je Nacht vergütet. 
 
Bei einer Betreuung an Samstagen, Sonn- und Feiertagen erfolgt eine 50 %ige Erhöhung des Stun-
densatzes. 
 
Ist eine vorübergehende Betreuung in Vollzeit erforderlich, wird das Pflegegeld maximal in Höhe der fi-
nanziellen Aufwendungen für Pflegestellen und Erziehungsstellen gewährt (Höhe gemäß Erlass des 
Ministeriums für Familie, Kinder, Jugend, Kultur und Sport in der jeweils geltenden Fassung). 
 
Bei Betreuung von Kindern mit Behinderung oder Kindern, die von einer Behinderung bedroht sind, 
und  bei denen dies von einem Träger der Eingliederungshilfe festgestellt wurde, wird der 2-fache Be-
trag der Geldleistungen nach diesen Richtlinien gewährt.  
 
Die monatliche laufende Geldleistung an Tagespflegepersonen ergibt sich aus folgender Berechnung: 
Stunden pro Woche (aufgerundet auf die nächste volle Stunde) multipliziert mit Pflegesatz pro Stunde 
multipliziert mit 52 Wochen dividiert durch 12 Monate. 
 
Die Eingewöhnungszeit wird auf Grundlage der tatsächlich geleisteten Betreuungszeit vergütet. 
 
Tagespflegepersonen haben die Nachweise ihrer geleisteten Betreuungsstunden schriftlich zu doku-
mentieren und durch Unterschrift der Eltern zu bestätigen. Diese Dokumentationen sind nach Ablauf 
eines Quartals dem Fachamt vollständig vorzulegen. Bei Fehlen des Nachweises oder bei Unvollstän-
digkeit werden die Leistungen, wenn nach einer schriftlichen Aufforderung des Fachamtes mit einer 
Fristsetzung von 2 Wochen fehlende Unterlagen nicht vorgelegt werden, ab dem Folgemonat einge-
stellt. 
 
Über die o.a. Beträge und Essensgelder nach Punkt VI hinaus sind weitere private Zuzahlungen der 
Sorgeberechtigten nicht zulässig und werden bei der Berechnung der Geldleistungen nach Punkt 3.2 
nicht berücksichtigt. Die Erstattung der Aufwendungen für Versicherungsbeiträge erfolgt ausschließlich 
nach dem Betrag gemäß Punkt 3.2. und Punkt VI. 
 
Neben diesem Betrag werden nachgewiesene Aufwendungen der Tagespflegeperson für Beiträge zu 
einer Unfallversicherung bis in Höhe des jeweils gültigen Beitrages zur gesetzlichen Unfallversicherung 
gemäß § 23 Abs. 2 Nr. 3 SGB VIII (Stand 2015: 96,80 € jährlich) übernommen. 
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Die hälftigen Aufwendungen zu einer angemessenen gesetzlichen Alterssicherung nach dem SGB 
Viertes Buch (Mindestbeitrag Stand 2015: 84,15 € monatlich) können übernommen werden. Berech-
nungsgrundlage: Einnahmen aus der Tätigkeit nach diesen Richtlinien. 
Die Kosten einer freiwilligen Rentenversicherung werden gemäß § 23 Abs. 2 Nr. 3 SGB VIII maximal in 
Höhe des Mindestbeitrages zur gesetzlichen Rentenversicherung übernommen. 
 
Die hälftigen Aufwendungen zum Mindestbeitrag in der gesetzlichen Kranken- und Pflegeversicherung 
(Stand 2015: 154,51 € / 156,87 € monatlich) können gemäß § 23 Abs. 2, Nr. 4 SGB VIII übernommen 
werden. Berechnungsgrundlage: Einnahmen aus der Tätigkeit nach diesen Richtlinien. Die Kosten für 
eine freiwillige Kranken- und Pflegeversicherung nach dem SGB Fünftes Buch und dem SGB Elftes 
Buch sind als angemessen im Sinne der Vorschrift anzusehen. Berechnungsgrundlage: das jährliche 
steuerliche Jahresbruttoeinkommen der Ehegatten.  
 
Die Kosten einer privaten Kranken- und Pflegeversicherung werden maximal in Höhe der Kosten zur 
gesetzlichen Kranken- und Pflegeversicherung (Basisschutz) übernommen. Berechnungsgrundlage: 
Einnahmen aus der Tätigkeit nach diesen Richtlinien.  
 
Die Beiträge zu den vorgenannten Versicherungen werden jährlich angepasst.  
 
Über die Gewährung von Kindertagespflegegeld an Familienangehörige (z.B. Großeltern) wird nach 
pflichtgemäßem Ermessen entschieden.  
 
Leben Tagespflegeperson und Erziehungsberechtigte mit dem Kind in einem gemeinsamen Haushalt, 
wird Kindertagespflege nicht gefördert (familiennahe Kindertagespflege). 
 
Auf Antrag und Nachweis der Erforderlichkeit (z.B. Fahrten zur Tageseinrichtung für Kinder) können 
Fahrtkosten erstattet werden. Die Fahrtkostenerstattung entspricht entweder der Höhe der nachgewie-
senen Kosten für öffentliche Verkehrsmittel oder einer Kilometerpauschale für PKW (0,30 € pro Kilome-
ter/einfache Wegstrecke). 
 
3.3. Verfahren 
 
Die laufende Geldleistung wird rückwirkend zum Ersten des Folgemonats an die Pflegeperson über-
wiesen. Sollte der Beginn der Betreuung nicht mit dem Monatsanfang zusammenfallen, errechnet sich 
der Pflegesatz für diese Zeit anteilig anhand der Betreuungstage. Sollte das Ende der Betreuung nicht 
mit dem Monatsende zusammenfallen, errechnet sich der Pflegesatz dennoch für den gesamten Monat 
anhand der gebuchten Betreuungszeit. Die über diesen Zeitraum hinausgehenden Zahlungen werden 
vom Fachamt als ohne Rechtsgrund gewährte Leistung zurückgefordert. 
 
Änderungen im Umfang des Betreuungsverhältnisses innerhalb eines Kalendermonats werden anteilig 
berücksichtigt. 
 
Die Urlaubsregelung ist vorrangig zwischen der Pflegeperson und den Eltern abzustimmen. 
 
Eine Unterbrechung der Betreuung  bedingt durch die Tagespflegeperson von bis zu 30 Tagen im Ka-
lenderjahr (bezogen auf eine 5-Tage-Woche) ist unerheblich. Für über diesen Zeitraum hinausgehende 
betreuungsfreie Tage, wird keine Geldleistung nach Punkt 3.2 gezahlt. Die Geldleistung für die Unter-
brechung der Betreuung von bis zu 30 Tagen im Kalenderjahr bemisst sich nach der durchschnittlichen 
Betreuungszeit der für diese Tage maßgeblichen Betreuungsverhältnisse. Soweit in einem Kalender-
jahr die Betreuung für weniger als 30 Tage unterbrochen worden ist, kann die Differenz an Unterbre-
chungstagen im Januar des Folgejahres ausgeschöpft werden. 
 
Bei kurzfristigen durch Krankheit oder Urlaub begründete Fehlzeiten der betreuten Kinder, welche eine 
Länge von 28 aufeinanderfolgenden Kalendertagen nicht überschreiten sollten, werden die laufenden 
Geldleistungen nach Punkt 3.2 weitergezahlt, auch wenn keine Betreuung durch die Tagespflegeper-
son erfolgt. 
 
Vertretungen bei Krankheit oder Urlaub der Tagespflegeperson durch eine andere Tagespflegeperson 
werden mit der Geldleistung gem. Punkt 3.2 im Rahmen der Einzelstundenabrechnung vergütet. 
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Ändern sich die Voraussetzungen für die Gewährung von Kindertagespflege (z.B. Arbeitslosigkeit, Mut-
terschutz), wird die Leistung für eine Übergangszeit von 3 Monaten unverändert 
 
weitergeführt. Nach dieser Übergangszeit wird die Betreuung auf maximal 25 Stunden pro Woche be-
grenzt. 
 
Im Übrigen wird auf die Mitteilungs- und Mitwirkungspflicht gemäß Punkt 4.6 verwiesen. 
 
IV. Begleitung von Pflegestellen 
 
4.1. Eignung der Tagespflegeperson 
 
Die Eignung gemäß § 43 SGB VIII der Tagespflegeperson ist Voraussetzung zur Ausübung einer Ta-
gespflegetätigkeit. Die Eignungsüberprüfung (persönliche Qualifikation, Eignung der Räume, Haustie-
re, Beratung, Antragstellung, Vermittlung) wird vom Amt für Jugend, Schule und Sport vorgenommen 
und dokumentiert. 
 
Die persönliche Eignung der Tagespflegeperson hängt insbesondere von deren Charak-
ter/Persönlichkeit, Sachkompetenz und Kooperationsbereitschaft mit Erziehungsberechtigten und an-
deren Tagespflegepersonen ab. Die Tagespflegeperson muss körperlich gesund sein und soll in ge-
ordneten wirtschaftlichen Verhältnissen leben. Es dürfen keine Vorstrafen vorhanden sein.  
 
Für die Betreuung von behinderten Kindern oder Kindern, die von einer Behinderung bedroht sind, ist 
eine besondere Eignung erforderlich. 
 
4.2 Begleitung und Beratung 
 
Die Eltern und die Tagespflegepersonen werden durch die Fachberatung während des gesamten Be-
treuungsprozesses fachlich begleitet und beraten.  
 
4.3 Qualifizierung 
 
Das Fachamt ermöglicht der Tagespflegeperson die Teilnahme an Qualifizierungskursen nach § 17 
KiBiz. Die Erstattung der Qualifizierungskosten durch das Fachamt wird an die Aufnahme von Kindern 
nach den Kindertagespflegesätzen des Amtes für Jugend, Schule und Sport für mindestens 1 Jahr ge-
koppelt. Die Erlaubnis zur Kindertagespflege befugt zur Betreuung von bis zu fünf gleichzeitig anwe-
senden Kindern. Basis für die Grundqualifikation der Pflegeerlaubnis ist das DJI - Curriculum Kinderta-
gespflege; die Qualifizierung umfasst 160 Stunden. Für bestimmte Berufsgruppen (z.B. Erzieher/in, 
Kinderpfleger/in, Sozialpädagogen/in, Sozialarbeiter/in) ergibt sich grundsätzlich als Basis zur Grund-
qualifikation der Pflegeerlaubnis eine verkürzte Ausbildung von 80 Stunden. 
Wer Kinder mit Behinderungen betreut, benötigt neben einer besonderen Eignung und Erfahrung eine 
spezifische Zusatzqualifizierung eines zertifizierten Anbieters von mindestens 100 Stunden. Es gilt ein 
fachlicher Standard mit folgenden Themen: 
 

- Menschenbild – Sichtweisen und Haltungen 
- Verhaltensprobleme bei Kindern mit Behinderung 
- Personenkreis: Menschen mit Behinderung 
- Situation der Familie mit einem behinderten Kind 
- Kooperationspartner der Familien mit einem Kind mit Behinderung – Netzwerk 
- Supervision 

 
Zur Sicherung und Weiterentwicklung der pädagogischen Arbeit werden über die Qualifizierung hinaus 
erforderliche Fortbildungen (60 Stunden in 5 Jahren) angeboten und finanziert, sofern eine Betreu-
ungsvereinbarung zwischen der Tagespflegeperson und dem Amt für Jugend, Schule und Sport der 
Stadt Hilden besteht. Darüber hinaus werden auf Antrag maximal 50 € pro Jahr für erforderliche kos-
tenpflichtige Fortbildungen erstattet.  
 
Im Weiteren wird auf Punkt 3.2. verwiesen. 
 
4.4 Pflegeerlaubnis 
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4.4.1  Pflegeerlaubnis - Allgemein 
 
Die Pflegeerlaubnis wird vom Amt für Jugend, Schule und Sport für bis zu fünf gleichzeitig anwesende, 
fremde Kinder ausgestellt. Sie ist zeitlich befristet. Die Anzahl der in der Pflegeerlaubnis genannten 
Kinder richtet sich nach der Eignung und dem Antrag der Tagespflegeperson. Die Tagespflegeperson 
ist verpflichtet, über alle Pflegeverhältnisse einen Stundenplan zu führen und diesen halbjährlich dem 
Amt für Jugend, Schule und Sport vorzulegen. Es dürfen maximal 8 Betreuungsverträge abgeschlos-
sen werden. 

 
Räumliche Voraussetzungen: 
 
Die zur Kindertagespflege genutzten Wohnräume müssen alters- und kindgerecht eingerichtet, sicher 
zu nutzen sein und eine der betreuten Kinderzahl angemessene Größe haben. 
 
Mindeststandards für die genutzten Räume: 
 
Für jedes Kind sollten eine Spiel-, Aufenthalts- und Essfläche sowie eine abgeschlossene Schlafgele-
genheit vorhanden sein. Die genutzten Räume müssen gut belichtet, gut zu beheizen (mit fußwarmem 
Boden) und zu belüften sein. 
 
Die genutzte Küche muss ausreichend groß sein und die Möglichkeit zur Essenszubereitung, Kühlung 
und Frischhaltung bieten. 
Es müssen kindersichere Abstellflächen für Putz- und Reinigungsmittel vorhanden sein. Es sollten Ab-
stellflächen für Spielmaterial vorhanden sein. 
 
Die Sanitärausstattung muss mindestens aus 1 normalen WC, Töpfchen oder Toilettenaufsatz, einem 
sicheren Wickelplatz, einem Kinderwaschbecken oder sicheren Erhöhungen bestehen. Nach Möglich-
keit sollte eine Bade- oder Duscheinrichtung vorhanden sein; mindestens aber eine Waschgelegenheit 
in unmittelbarer Nähe des Wickelplatzes. 
 
Im Schlafraum sollten die Kinder selbstständig das Bett verlassen können. (Beispiel: bodennahe 
Schlaflandschaft). 
 
Es sollte eine ausreichend große Außenspielfläche mit Spielgeräten, Bewegungsfläche und Sandbe-
reich angeboten werden (z.B. Garten, Terrasse) oder eine Grünanlage fußläufig erreichbar sein. 
 
Telefonanschluss, 1.-Hilfe-Kasten und Brandmelder müssen vorhanden sein. 
 
Die Zustimmung des Vermieters muss vorliegen. 
 
4.4.2  Pflegeerlaubnis - Großtagespflege 
 
Mehrere Tagespflegepersonen können sich in einem Verbund zusammenschließen (Großtagespflege). 
Der Zusammenschluss erlangt mit der Erteilung der Pflegeerlaubnisse keine eigene Rechtspersönlich-
keit. Die Anzahl der zu betreuenden Kinder hängt von der Anzahl der Tagespflegepersonen und den 
räumlichen Gegebenheiten ab; es können max. 9 gleichzeitig anwesende Tagespflegekinder durch 
höchstens 3 Tagespflegepersonen betreut werden. Die vertragliche und pädagogische Zuordnung des 
einzelnen Kindes zu einer bestimmten Tagespflegeperson muss gewährleistet sein (§ 4 KiBiz). Bei 10 
oder mehr Kindern findet § 45 SGB VIII (Erlaubnis für den Betrieb einer Einrichtung) Anwendung. 
Die Tagespflegeperson muss mindestens 3 Jahre Erfahrung in der Kindertagespflege oder eine päda-
gogische Ausbildung nachweisen. Im Verbund können maximal 9 Betreuungsverträge abgeschlossen 
werden, ein Platz-Sharing ist ausgeschlossen. Eine namentlich feststehende 3. Tagespflegeperson 
muss als Bereitschaftskraft in Vertretungsfällen zur Verfügung stehen.  
 
Räumliche Voraussetzungen für Großtagespflegestellen 
 
Die Tagespflege erfolgt in  

• angemieteten Räumlichkeiten 
• nicht privat genutztem Eigentum der Tagespflegeperson 
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• nicht genutzten Räumlichkeiten von Tageseinrichtungen für Kinder 
• geeigneten betrieblichen Räumlichkeiten 

 
Die zur Kindertagespflege genutzten Räume müssen alters- und kindgerecht eingerichtet, sicher zu 
nutzen sein und eine der betreuten Kinderzahl angemessene Größe haben. 
 
Mindeststandards für die genutzten Räume: 
 
Für jedes Kind sollten nach Möglichkeit 6 qm, davon 3,5 qm Spiel-, Aufenthalts- und Essfläche sowie 
2,5 qm Schlaffläche, vorhanden sein. Die Grundfläche soll in 3 Räume (pro TPP 1 abgeschlossene 
Einheit = 2 Gruppenräume und 1 gemeinschaftlicher Ruheraum) aufgeteilt sein. Alle Räume müssen 
gut belichtet, gut zu beheizen (mit fußwarmem Boden) und zu belüften sein. Nach Möglichkeit sollten 
sie ebenerdig (barrierefrei, kein Keller, kein Dachgeschoss) sein. 
 
Zusatzfläche, die nicht zur Grundfläche zählt: 
 
Die Küche muss ausreichend groß sein, den Hygienevorschriften entsprechen und die Möglichkeit zur 
Essenszubereitung, Kühlung und Frischhaltung bieten. 
Es müssen kindersichere Abstellflächen für Putz- und Reinigungsmittel vorhanden sein. Es sollten Ab-
stellflächen für Spielmaterial vorhanden sein. 
 
Die Sanitärausstattung muss mindestens aus 1 normalen WC, Töpfchen oder Toilettenaufsatz, einem 
sicheren Wickelplatz, einem Kinderwaschbecken oder sicheren Erhöhungen bestehen. Nach Möglich-
keit sollte eine Bade- oder Duscheinrichtung vorhanden sein; mindestens aber eine Waschgelegenheit 
in unmittelbarer Nähe des Wickelplatzes. 
 
Im Schlafraum sollten die Kinder selbstständig das Bett verlassen können. (Beispiel: bodennahe 
Schlaflandschaft). 
 
Es sollte eine ausreichend große Außenspielfläche mit Spielgeräten, Bewegungsfläche und Sandbe-
reich angeboten werden (z.B. Garten, Terrasse) oder eine Grünanlage fußläufig erreichbar sein. 
 
Telefonanschluss, 1.-Hilfe-Kasten, Blitzschutzanlage, Feuerlöscher (TÜV-geprüft), Brandmelder und 2 
Rettungswege müssen vorhanden, Brandschutzauflagen erfüllt sein. Stellplätze für alle Kinderwagen 
sind wünschenswert. 
 
Die Genehmigung zur Nutzung von Räumen als Großtagespflegestelle ist abhängig von der Abnahme 
durch das Bauaufsichtsamt und das Gesundheitsamt. Die Zustimmung des Vermieters muss vorliegen. 
 
4.4.3  Entzug der Pflegeerlaubnis 
 
Entstehen nach Aufnahme der Kindertagespflegetätigkeit Zweifel an der Eignung einer Tagespflege-
person oder liegen Anhaltspunkte für eine Nicht-Eignung im Sinne von Punkt 4.1 vor, leitet das Amt für 
Jugend, Schule und Sport einen Beratungs- und Entwicklungsprozess ein. Die für die Eignungsprüfung 
und mögliche Entscheidung zur Nicht-Eignung wesentlichen Beobachtungen, Tatsachen und Bewer-
tungen werden dokumentiert. Kommt das Amt für Jugend, Schule und Sport nach Prüfung zu dem Er-
gebnis, dass die Eignung nicht mehr besteht, so wird die Kindertagespflegeerlaubnis nach Maßgabe 
der gesetzlichen Bestimmungen (§§ 45, 47, 48 SGB X) aufgehoben. 
 
4.5  Mitteilungs- und Mitwirkungspflicht 
 

• Tagespflegepersonen und Eltern sind gleichermaßen verpflichtet, alle Änderungen im Betreuungs-
verhältnis (insbesondere das Ende) und in den persönlichen oder wirtschaftlichen Verhältnissen, 
die Auswirkungen auf die bewilligte Leistung haben könnten, dem Amt für Jugend, Schule und 
Sport rechtzeitig mitzuteilen. Die Erhöhung der bisher vereinbarten Betreuungszeit in nicht uner-
heblichen Umfang bedarf eines neuen schriftlichen Antrages.  

 
• Tagespflegepersonen haben nach § 43 Absatz 3 Satz 6 SGB VIII das Amt für Jugend, Schule und 

Sport unaufgefordert und unverzüglich in Textform über wichtige Ereignisse zu unterrichten, die für 
die Betreuung des Kindes oder der Kinder bedeutsam sind. Hierzu zählen unter anderem: 
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• Änderungen bei der Anzahl der betreuten Kinder (vergl. § 4 Absatz 5 Satz 1 KiBiz) oder in der 
wöchentlichen und in der Verteilung der täglichen Betreuungszeit 

• Änderungen bei den im Haushalt der Tagespflegeperson lebenden Personen 
• Fehl- und Ausfallzeiten 
• Meldepflichtige Erkrankungen im Sinne des § 6 des Infektionsschutzgesetzes der Tagespfle-

geperson oder der betreuten Kinder 
• Verdacht auf Kindeswohlgefährdung 
• Beabsichtigte Aufnahme bzw. Änderungen bzgl. Haltung von Haustieren in den Räumlichkei-

ten der Kindertagespflege 
 

V. Nachrang der Kindertagespflege   
 
Bei Kindern, die das dritte Lebensjahr nicht vollendet haben und die Kindertagespflege ergänzend zur 
Betreuung in der Kindertageseinrichtung benötigen, ist vorrangig die erforderliche gesamte Betreu-
ungszeit in der Kindertageseinrichtung geltend zu machen. Kann die gesamte Betreuungszeit nicht 
durch die Kindertageseinrichtung erreicht werden, wird die Tagespflege ergänzend längstens bis zum 
Beginn des neuen Kindergartenjahres gewährt.  
 
Bei Kindern, die das dritte Lebensjahr vollendet haben, ist zunächst der Rechtsanspruch auf einen 
Platz in der Kindertageseinrichtung gemäß der erforderlichen gesamten Betreuungszeit geltend zu ma-
chen. Kann die gesamte Betreuungszeit nicht durch die Kindertageseinrichtung erreicht werden, wird 
die Kindertagespflege ergänzend längstens bis zum Beginn des neuen Kindergartenjahres gewährt.  
 
Der Nachweis über die Beantragung der längeren Betreuungszeit in der Kindertageseinrichtung ist vor-
zulegen. 
 
Für Schülerinnen/Schüler einer Grundschule, für die Kindertagespflege beantragt wird, ist vorrangig die 
Aufnahme in eine Offene Ganztagsschule zu beantragen. Sollte eine Aufnahme nicht möglich sein, ist 
eine Förderung der Kindertagespflege bis zum Beginn des neuen Schuljahres möglich. Die Aufnahme 
in die Offene Ganztagsschule ist für das dann kommende Schuljahr erneut zu beantragen. Sollte ein 
Schulwechsel aus pädagogischen Gründen nicht möglich sein, ist die Inanspruchnahme von Nachmit-
tagsbetreuungen, z.B. an Schulen oder Jugendeinrichtungen, zu prüfen.  
 
Die Kindertagespflege wird weitergeführt, wenn die institutionelle Betreuung aus pädagogischen Grün-
den nicht angezeigt ist oder aus zeitlichen Gründen nicht ausreicht (Randzeitenbetreuung). 
 
Ansprüche der/des Antragstellers gegenüber anderen Kostenträgern (z.B. Krankenkasse, Kinderbe-
treuungskosten der Agentur für Arbeit nach § 3 (2) und §§ 14 bis 16 SGB II) gehen einem Anspruch 
nach § 23 SGB VIII vor. 
 
VI. Kostenbeitrag 
 
Für die Inanspruchnahme der Förderung von Kindern in Tagespflege ist eine pauschalierte Kostenbe-
teiligung gem. § 90 KJHG vorgesehen. Der Kostenbeitrag orientiert sich an der Höhe der Kostenbeiträ-
ge nach dem Gesetz zur frühen Bildung und Förderung von Kindern (Kinderbildungsgesetz – KiBiz).  
 
Ein Kostenbeitrag wird gemäß der Satzung der Stadt Hilden über die Erhebung von Kostenbeiträgen 
für die Betreuung von Kindern in Tagespflege im Stadtgebiet Hilden erhoben. 
 
Die Kostenbeiträge werden entsprechend der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit von Eltern sozial ge-
staffelt. Eine Befreiung/Ermäßigung vom Kostenbeitrag ist vorgesehen. 
 
Essensgeld 

 
Als Essensgeld gelten bei einem Betreuungsumfang von bis zu 25 Stunden wöchentlich 25 € pro Mo-
nat sowie bei einem Betreuungsumfang ab 25 Stunden wöchentlich 50 € pro Monat als angemessen. 
Dieses Verpflegungsentgelt kann die Tagespflegeperson von den Eltern erheben; Eltern entrichten 
dieses direkt an die Tagespflegeperson. 
 
Dieser Beitrag orientiert sich an den derzeit gültigen Beträgen für die Kindertageseinrichtungen. Ab-
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weichende Regelungen sind, z.B. bei Säuglingsnahrung oder Allergikerkost, zwischen den Eltern und 
der Tagespflegeperson abzustimmen.  
 
Bei einkommensschwachen Familien besteht die Möglichkeit, auf der Grundlage des Bildungs- und 
Teilhabegesetzes eine anteilige Übernahme des Essensgeldes in Höhe von monatlich 10 € (bei einem 
Betreuungsumfang bis zu 25 Stunden wöchentlich) bzw. monatlich   20 € (bei einem Betreuungsum-
fang ab 25 Stunden wöchentlich) zu beantragen. Dazu gehören Kinder aus den Leistungsbereichen 
des SGB II (ALG II bzw. Hartz IV-Leistungen) und SGB XII (Empfänger von Grundsicherungsleistun-
gen), des Wohngeldgesetzes (WoGG) und Kinderzuschlagsempfänger nach dem Bundeskindergeld-
gesetz (BKGG). 
 
VII. Ausnahmeregelung 
 
In besonders begründeten Einzelfällen kann von diesen Richtlinien abgewichen werden. 
 
VIII. Inkrafttreten 
 
Diese Richtlinien treten zum 01.09.2015 in Kraft. Die am 01.07.2006 in Kraft getretenen Richtlinien tre-
ten in der zuletzt gültigen Fassung außer Kraft. 
 
Bekanntmachungsanordnung : 
Die vorstehenden Richtlinien zur Ausgestaltung der Kindertagespflege gem. §§ 22 ff Sozialgesetzbuch 
(SGB) VIII (Kinder- und Jugendhilfegesetz (KJHG)) werden 93 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass gem. § 7 Abs. 6 GO NRW eine Verletzung von Verfahrens- oder 
Formvorschriften der Gemeindeordnung beim Zustandekommen dieser Richtlinien nach Ablauf eines 
Jahres nach Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn, 
 
a.) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 

durchgeführt, 
b.) diese Richtlinien sind nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden, 
c.) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d.) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Hilden vorher gerügt und dabei die  
 verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.  
 
Hilden, den 25.06.2015 
 
Birgit Alkenings 
Bürgermeisterin 
 
Öffentliche Ausschreibung der Stadt Hilden 
 

3. Winterdienst 
 
Im Wesentlichen kommen folgende Arbeiten zur Ausführung: 
 
Übernahme der Winterdienstverpflichtung zur Schneeräumung und Bestreuen bei Eisglätte der Geh-
wege an 29 städtischen Liegenschaften bis 7200,75 m² Wegfläche ab 1.10.2015 
 
1. Die Durchführung des Winterdienstes ist teilweise montags bis sonntags durchzuführen, beschränkt 

sich an manchen Objekten jedoch auf samstags, sonntags, feiertags, Rosenmontag, 24.12. und 
31.12. eines Jahres (siehe LV). 

2. Die Wegfläche beträgt laut beigefügtem Plan je nach Wochentagen bis zu 7200,75 qm, verteilt auf 3 
Lose. 

3. Die Straßenreinigungssatzung der Stadt Hilden (insbesondere § 4) ist Bestandteil des Auftrages und 
unbedingt zu beachten. 

4. Die Durchführung des Winterdienstes muss in jedem Fall durch den Auftraggeber selber  
 gewährleistet werden. 
5. Die Gerätschaften, Streumittel u.ä. sind komplett vom Auftragsnehmer zu stellen. 
6. Für das Auslösen des Winterdienstes ist der Auftragsnehmer selbst verantwortlich. 
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7. Es muss eine Haftpflichtversicherung für Personen und Sachschäden i.H. von mindestens 1 Million 
Euro abgeschlossen sein. 

8. Die Vertragsdauer umfasst den Zeitraum 01.10.2015 – 31.03.2016, mit der Option für weitere  
 2 Perioden. Die Leistungszeiträume sind jeweils vom 1.10. bis 31.3.des Folgejahres, beginnend mit 

dem 1.10.2015 
9. Bei erfolgtem Einsatz soll eine monatliche Abrechnung erfolgen. 
 
Leistungszeitraum. 01.10.2015 – 31.03.2016 
 
    
Die Verdingungsunterlagen können ab dem 15.07.2015 bei der Zentralen Vergabestelle der Stadt Hil-
den, Am Rathaus 1, 40721 Hilden per Post, per Fax (02103 / 72 625), per E-Mail 
(vergabestelle@hilden.de) oder im Zimmer 243 angefordert werden.  
 
 
Die Verdingungsunterlagen werden nur per E-Mail ver sandt werden.  
 
 
Das Angebot muss in deutscher Sprache bis zum 03.08.2015, 23:59 Uhr, bei der Zentralen Vergabe-
stelle der Stadt Hilden eingehen.  
 
Änderungsvorschläge und Nebenangebote sind nicht zugelassen. 
 
Folgende Nachweise sind mit dem Angebot vorzulegen: 
- Bescheinigung des Finanzamtes, dass keine Rückstände an öffentlichen Abgaben bestehen, 
- die Ausführung von Leistungen in den letzten 3 abgeschlossenen Geschäftsjahren, die mit der zu 
vergebenden Leistung vergleichbar sind (Referenzenliste) 
- die Zahl der in den letzten 3 abgeschlossenen Geschäftsjahren jahresdurchschnittlich beschäftigten 
Arbeitskräfte, gegliedert nach Berufsgruppen 
- die dem Unternehmer für die Ausführung der zu vergebenden Leistung zur Verfügung stehende tech-

nische 
Ausrüstung 
- Gewerbezentralregisterauszug 
 

Hinweis: Fehlende Unterlagen müssen innerhalb von 6 Kalendertagen nach Aufforderung nachgereicht 
werden, ansonsten erfolgt der Ausschluss von der Vergabe. Ein Hinweis auf frühere Bewerbungen wird 
nicht akzeptiert. 
 

Nach §4 des Tariftreue- und Vergabegesetz NRW sind alle Bieter verpflichtet eine Tariftreueerklärung 
für eigene Mitarbeiter, für Mitarbeiter von eventuell eingesetzten Nachunternehmern sowie für eventuell 
entliehene Mitarbeiter abzugeben. (Dies gilt nicht für reine Lieferleistungen/Käufe) 
 

Die Bieter sind bis zum 14.08.2015 an ihr Angebot gebunden. 
 

Stelle, an die sich der Bewerber/ Bieter zur Nachprüfung behaupteter Verstöße gegen Vergabebe-
stimmungen wenden kann:  Kreis Mettmann, Der Landrat, Kommunalaufsicht, Düsseldorfer Str. 26, 
40822 Mettmann, Fax: 02104 / 99 – 4403. 

 
 
 
 


